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Neue Qualität der Zusammenarbeit 
 
Die Region MainSteigerwald wird verkleinert, das neue Integrierte Ländliche Entwicklungskonzept 
(ILEK) ist fertiggestellt. D.h: Die Region MainSteigerwald wird aufgeteilt. Die acht Mitgliedskommu-
nen der Verwaltungsgemeinschaft Gerolzhofen bilden künftig die ILE-Region WeinPanorama Stei-
gerwald, die anderen Gemeinden werden der ILE-Region Mainschleife Plus angehören. 
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(hinten, von links): Klaus Schenk (Bürgermeister Donnersdorf), Albrecht Dazer (2. Bürgermeister 
Sulzheim); zweite Reihe (von links): Herbert Fröhlich (Bürgermeister Frankenwinheim), Nicole Weis-
senseel-Brendler (Bürgermeisterin Dingolshausen), Manfred Schötz (Bürgermeister Oberschwarz-
ach), Thomas Heinrichs (Bürgermeister Lülsfeld); erste Reihe (von links): Thorsten Wozniak (Bür-
germeister Gerolzhofen), Stefanie Dümig (ILE-Betreuerin, ALE Unterfranken), Carina Hein (ILE-
Managerin) und Michael Wolf (Bürgermeister Michelau im Steigerwald). 
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Für die Region WeinPanorama Steigerwald 
wurde bei der jüngsten Sitzung in Michelau of-
fiziell das ILEK vom Amt für Ländliche Entwick-
lung an die acht Kommunen übergeben: Das 
neue Konzept dient als strategischer Fahrplan. 
 
Die Neuorganisation der bisherigen ILE-Re-
gion MainSteigerwald war Ergebnis eines um-
fangreichen Evaluierungsprozesses: Beginn 
war im März 2019 mit einem Evaluierungs- und 
Strategieseminar an der Schule der Dorf- und 
Flurentwicklung in Klosterlangheim, in dem die 
zwölf Mitgliedskommunen den bisherigen ILE-
Prozess bewerteten und die Neuentwicklungen 
anstießen. Der große Raumzuschnitt aber 
auch der Wunsch der Stadt Volkach und der 
Gemeinden Nordheim und Sommerach, zur 
ILE dazuzustoßen, legten den Beschluss zur 
Neugestaltung nahe. 
 
In den vergangenen Monaten hatten die acht 
Kommunen der Verwaltungsgemeinschaft Ge-
rolzhofen verstärkt die Gestaltung des neuen 
Zusammenschlusses ins Visier genommen. In 
enger Zusammenarbeit zwischen Bürger:in-
nen, Kommunen und Fachleuten wurde ein 
Konzept erarbeitet, das an die veränderten 
Rahmenbedingungen in und außerhalb der Re-
gion angepasst wurde. Herausgekommen ist 
ein 97-Seiten-Werk mit Bestandsanalysen, 
Entwicklungszielen und Projekten. 
 
Es gibt vier Schwerpunkt-Handlungsfelder: 
„Orts- und Innenentwicklung“, „Landwirtschaft, 

Landschaft und Biodiversität“, „Wirtschaft, Ge-
werbeentwicklung und Energie“ sowie „Mobili-
tät und Altersversorgung“. Die damit verbunde-
nen Projekte sind mit potenziellen Förderpro-
grammen und Partnern unterfüttert, um mög-
lichst rasch an den Start gehen zu können. Das 
Zukunftsfeld „Digitalisierung“ und die als 
Grundsatz über allem stehende intensive Zu-
sammenarbeit in kommunalen Angelegenhei-
ten sind als Querschnittsthemen ausgelegt. Sie 
werden somit bei allen anstehenden Projekten 
mitgedacht. Auch für die beiden Handlungsfel-
der „Soziales und kulturelles Leben“ sowie 
„Freizeit und Erholung“ wurden Ziele, Strate-
gien und Maßnahmen entwickelt. 
 
Für die zukünftige Entwicklung in der neuen 
ILE-Region sollen entlang von drei „Themenli-
nien“ „Nachhaltigkeit“, „Genuss“ und „Gesund-
heit“ verstärkt engagierte Akteur:innen zusam-
mengebracht werden. Die Zusammenarbeit lo-
kaler und regionaler Institutionen, von Vereinen 
und Verbänden, Direktvermarktern und Händ-
lern und allen, die die Zukunft der Region mit-
gestalten möchten, soll ein Anregungsmilieu 
schaffen und auch die regionale Wertschöp-
fung steigern.  
 
Nach der erfolgreichen Prüfung durch das ALE 
sind nun die Voraussetzungen für eine neue 
Förderperiode erfüllt. Die Kommunen der 
neuen ILE-Region WeinPanorama Steigerwald 
werden mit der Umsetzung der Projekte aus 
dem Konzept beginnen. 

 
 
 

A K T U E L L E S  A U S  D E M  G E M E I N D E R A T

Veräußerung eines ehemaligen land-
wirtschaftlichen Hofes 

 
Die Gemeinde Michelau veräußert eine Teilflä-
che aus dem Grundstück Fl.-Nr. 34 Gemar-
kung Michelau zu ca. 1.591 m². Bei dem Anwe-
sen handelt es sich um einen ehemaligen land-
wirtschaftlichen Dreiseithof. Dieser besteht aus 
einem Wohngebäude, Stallgebäuden, einer 
Scheune und einer Doppelgarage. 
Das Wohngebäude wurde 1975 in massiver 
Bauweise errichtet. Seither wurden die Fens-
ter, Leitungen und Heizkörper erneuert. Wei-
tere Sanierungsmaßnahmen müssen noch 

fertig gestellt werden. Das Wohnhaus wird mit 
einer Holzzentralheizung beheizt. Es ist voll un-
terkellert. Der Dachboden ist nicht ausgebaut. 
Der Mindestkaufpreis liegt bei 150.000, -- €. 
Schriftliche Angebote senden Sie bitte mit Ih-
rem vollständigen Namen und Ihrer Anschrift 
bis zum 19.02.2022 an folgende Adresse: Ver-
waltungsgemeinschaft Gerolzhofen, z.Hd. 
Frau Hörr, Brunnengasse 5, 97447 Gerolzh-
ofen. 
 
gez. 
Michael Wolf 
1. Bürgermeister 
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A M T L I C H E S

 
Friedhofsgebührensatzung (FGS) 

der Gemeinde Michelau i. Steigerwald 
 
Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengeset-
zes und Art. 20 des Kostengesetzes erlässt die Ge-
meinde Michelau i. Steigerwald folgende Satzung: 
 

§ 1 
Gebührenpflicht und Gebührenarten 

(1) Die Gemeinde erhebt für die Inanspruchnahme ihrer 
Bestattungseinrichtungen sowie für damit in Zusammen-
hang stehende Amtshandlungen Gebühren. 
(2) Als Friedhofsgebühren werden erhoben: 
a) Grabnutzungsgebühren (§ 4), 
b) Bestattungsgebühren (§ 5), 
c) sonstige Gebühren (§ 6) 
 

§ 2 
Gebührenpflichtiger 

(1) Gebührenpflichtiger ist, 
a) wer zur Tragung der Bestattungskosten gesetzlich 
verpflichtet ist, 
b) wer den Antrag auf Benutzung der Bestattungsein-
richtung gestellt hat, 
c) wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erwirbt, 
d) wer den Auftrag zu einer Leistung erteilt hat. 
(2) Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 
(3) Bei Verlängerung des Grabnutzungsrechtes sind die 
Grabnutzungsgebühren vom Grabnutzungsberechtigten 
zu tragen. 
 

§ 3 
Entstehen und Fälligkeit 

(1) Die Grabnutzungsgebühr entsteht mit der Zuteilung 
oder der Verlängerung des Nutzungsrechts eines Grabs, 
und zwar 
a) bei der erstmaligen Zuteilung des Nutzungsrechts für 
die Dauer der Ruhefrist nach § 14 Friedhofssatzung, 
b) bei der Verlängerung des Nutzungsrechts nach Ab-
lauf der Ruhefrist für den Zeitraum der Verlängerung, 
c) bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer 
Urne in einem Grab, für das die Nutzungszeit noch nicht 
abgelaufen ist, für die Zeit vom Ablauf des bisherigen 
Nutzungsrechts bis zum Ablauf der neuen Ruhefrist. Die 
Berechnung erfolgt monatsgenau und beginnt jeweils 
mit dem 1. des folgenden Monats. 
(2) Die Bestattungsgebühren (§ 5) entstehen mit der In-
anspruchnahme der gebührenpflichtigen Leistung. 
(3) Die sonstigen Gebühren (§ 6) entstehen mit der Er-
bringung der Leistung durch die Friedhofsverwaltung. 
(4) Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids fällig. 
 

§ 4 
Grabnutzungsgebühr 

(1) Die Grabnutzungsgebühr beträgt 

 a) ein Familiengrab  750,00 € 

 b) ein Reihengrab   450,00 € 

 c) ein Urnengrab   350,00 € 

 d) eine Urnenröhre  400,00 € 
 

(2) Die Gebühr nach Abs. 1 ermäßigt sich bei der Bestat-
tung von Kindern bis 5 Jahren im Reihen- oder Familien-
grab um 96,00 €. 

(3) Die Gebühr für die Verlängerung des Benutzungs-
rechts beträgt jährlich 

 a) für ein Familiengrab  30,00 € 

 b) für ein Reihengrab   18,00 € 

 c) für ein Urnengrab   35,00 € 

 d) für eine Urnenröhre   40,00 € 
(4) Die Gebühr für die Benutzung des Leichenhauses 
beträgt 30,00 € je angefangenen Benutzungstag. 
 

§ 5 
Bestattungsgebühren 

(1) Die Gebühr für die Grabherstellung (Aushebung und 
Schließung des Grabes beträgt 
a) für die Bestattung von Verstorbenen ab 5 Jahren im 
Reihen- oder Familiengrab      280,64 € 
b) für die Bestattung von Verstorbenen bis 5 Jahren im 
Reihen- oder Familiengrab      113,14 € 
c) für die Urnenbeisetzung im Reihen-, Familien- oder 
Urnengrab sowie in der Urnenröhre unter der Rasenflä-
che             102,67 € 
d) für die Beisetzung von Totgeburten    99,17 €. 
Findet eine Bestattung unterhalb der Rasenfläche statt, 
dann wird neben der Gebühr für die Grabherstellung 
nach Satz 1 eine weitere Gebühr für die Abnahme und 
den Wiedereinbau der Rasenfläche von 67,60 € erho-
ben. 
(2) Zu den Gebühren nach Abs. 1 wird bei Übertiefe der 
Grabstätte ein Zuschlag von 99,58 € erhoben. 
(3) Für die Reinigung des Leichenhauses wird eine Ge-
bühr von 31,42 € erhoben. 
(4) Die Gebühr für die Abfuhr des Bodenaushubs zum 
Ablagerungsplatz beträgt 78,23 €. 
(5) Die Gebühr für  
 a) die Aufbahrung bis zur Bestattung 44,35 € 

b) die Übernahme einer Leiche von einem anderen 
Bestattungsunternehmen 62,92 € 

c) die Tätigkeit der Leichenträger während der Beer-
digung, je Leichenträger 28,17 €.  

(6) Die Gebühr für die Ausgrabung und Umbettung be-
trägt 
1. bei einer Leiche ab 5 Jahren 
a) während der ersten 10 Jahre der Ruhefrist 326,48 € 
b) ab dem 11. Jahr bis zum Ablauf der Ruhefrist 252,30€ 
2. bei einer Leiche bis 5 Jahren 
a) während der ersten 10 Jahre der Ruhefrist 163,24 € 
b) ab dem 11. Jahr bis zum Ablauf der Ruhefrist 126,15€ 
Zu der Gebühr nach Satz 1 kommen die Gebühren nach 
§ 4 Abs. 1 bis 4 hinzu. 
 

§ 6 
Sonstige Gebühren 

(1) Für die Erlaubnis, ein Grabmal oder eine sonstige 
bauliche Anlage errichten oder verändern zu dürfen, wird 
eine Gebühr in Höhe von 1,5 % der Bruttokosten des 
Grabmals bzw. der sonstigen baulichen Anlage erhoben. 
(2) Gebühren, die in dieser Satzung nicht enthalten sind, 
werden einer in der Gebührensatzung vergleichbaren 
Gebühr entsprechend erhoben. Insbesondere sind die 
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Leistungen nach Art, Zeit und Beanspruchung der ge-
meindlichen Einrichtungen zu berücksichtigen. 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer amtlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Michelau, 25.01.2022 
Gemeinde Michelau i. Steigerwald 
 
gez. 
Wolf, 
1. Bürgermeister 
 
 

 
 

Satzung über die Benutzung des Friedhofs 
und der Bestattungseinrichtungen 

(Friedhofssatzung – FS) 
 
Aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie 
Abs. 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) erlässt die Gemeinde Michelau i. Steigerwald fol-
gende Satzung: 
 

I. 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
(1) Der Friedhof und seine Einrichtungen im Gemeinde-
teil Michelau stehen teilweise im Eigentum der katholi-
schen Kirchenstiftung Michelau, teilweise im Eigentum 
der Gemeinde. Der sich im Eigentum der katholischen 
Kirchenstiftung befindliche Friedhof (Fl.Nr. 23/3 der Ge-
markung Michelau) wird im Folgenden als „kirchlicher 
Friedhof“ bezeichnet. Der sich im Eigentum der Ge-
meinde auf dem Grundstück Fl.Nr. 23/4 der Gemarkung 
Michelau befindliche Friedhof wird im Folgenden als „ge-
meindlicher Friedhof“ bezeichnet. Der sich im Eigentum 
der Gemeinde auf dem Grundstück Fl.Nr. 388 der Ge-
markung Michelau befindliche Friedhof wird im Folgen-
den als „neuer gemeindlicher Friedhof“ bezeichnet. 
 
Die Verwaltung und Beaufsichtigung des gesamten 
Friedhofs- und Bestattungswesens im Gemeindeteil Mi-
chelau obliegt der Gemeinde; im Hinblick auf den kirch-
lichen Friedhof nach Maßgabe des Vertrags mit der ka-
tholischen Kirchenstiftung Michelau vom 
29.07./12.08.1983. 
 
Die Gemeinde errichtet und unterhält die folgenden Ein-
richtungen für das Bestattungswesen im Gemeindeteil 
Michelau als öffentliche Einrichtungen: 
a) den Friedhof in Michelau (kirchlicher Friedhof, ge-
meindlicher Friedhof, neuer gemeindlicher Friedhof), 
b) das Leichenhaus in Michelau und 
c) das Bestattungspersonal. 
 
(2) Der Friedhof und seine Einrichtungen im Gemeinde-
teil Hundelshausen stehen im Eigentum der Gemeinde. 

Die Gemeinde errichtet und unterhält die folgenden Ein-
richtungen für das Bestattungswesen im Gemeindeteil 
Hundelshausen als öffentliche Einrichtungen: 
a) den Friedhof in Hundelshausen, 
b) das Leichenhaus in Hundelshausen und 
c) das Bestattungspersonal. 
 

§ 2 
Friedhofszweck 

Der Friedhof dient insbesondere den verstorbenen Ge-
meindemitgliedern als würdige Ruhestätte und der 
Pflege ihres Andenkens. 
 

§ 3 
Bestattungsanspruch 

(1) Auf dem Friedhof werden beigesetzt 
a) die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben in der Ge-
meinde ihren Wohnsitz hatten, 
b) die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht an einem 
belegungsfähigen Grab besitzen, und ihre Familienan-
gehörigen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Ziff. 1 BestV), 
c) die im Gemeindegebiet Verstorbenen oder tot Aufge-
fundenen, wenn eine ordnungsgemäße Bestattung an-
derweitig nicht sichergestellt ist, 
d) Tot- und Fehlgeburten im Sinne des Art. 6 des Be-
stattungsgesetzes. 
(2) Die Bestattung anderer als der in Abs. 1 genannten 
Personen bedarf auf Antrag der besonderen Erlaubnis 
der Friedhofsverwaltung im Einzelfall. 
 

§ 4 
Friedhofsverwaltung 

Der Friedhof wird von der Gemeinde verwaltet und be-
aufsichtigt. Der Belegungsplan wird von der Gemeinde 
so geführt, dass jederzeit festgestellt werden kann, wann 
mit wem jedes Grab belegt wurde, wer der Grabnut-
zungsberechtigte ist und für welchen Zeitraum das Nut-
zungsrecht erworben wurde. 
 

§ 5 
Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten 
können im öffentlichen Interesse ganz oder teilweise ge-
schlossen oder entwidmet werden. Durch die Schlie-
ßung wird die Möglichkeit weiterer Beisetzungen ausge-
schlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof 
seine Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. 
Besteht die Absicht der Schließung, so werden keine 
Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt. 
(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst 
und die Entwidmung sind jeweils öffentlich bekannt zu 
machen. 
(3) Die Gemeinde kann die Schließung verfügen, wenn 
keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen, durch Ei-
nigung mit den Grabnutzungsberechtigten vorzeitig auf-
gelöst wurden oder zur Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit aufgehoben worden sind. Die Ge-
meinde kann die Entwidmung verfügen, soweit keine 
Rechte auf Bestattung entgegenstehen und alle Ruhe-
fristen abgelaufen sind. 
(4) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungs-
rechte im Einvernehmen mit dem Berechtigten abgelöst 
werden sollen oder aufgehoben worden sind, sind unter 
ersatzweiser Einräumung entsprechender Rechte auch 
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Umbettungen ohne Kosten für den Nutzungsberechtig-
ten möglich. 
(5) Im Übrigen gilt Art. 11 BestG. 
 
 

II. 
Ordnungsvorschriften 

 
§ 6 

Öffnungszeiten 
(1) Die Friedhöfe sind jederzeit geöffnet. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten des 
Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile aus besonde-
rem Anlass vorübergehend untersagen. 
 

§ 7 
Verhalten im Friedhof 

(1) Jeder Besucher des Friedhofes hat sich ruhig und der 
Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. 
(2) Kinder unter 10 Jahren ist das Betreten des Friedho-
fes nur in Begleitung Erwachsener gestattet. 
(3) Der Anordnung des Friedhofspersonals haben die 
Besucher Folge zu leisten. Besuchern des Friedhofs ist 
es insbesondere nicht gestattet 
a) Tiere mitzubringen, ausgenommen sind Blinden-
hunde, 
b) zu rauchen und zu lärmen, 
c) die Wege mit Fahrzeugen und Sportgeräten aller Art 
zu befahren. Kinderwagen, Rollstühle und vergleichbare 
Hilfsmittel zum Transport von Kindern, Kranken und Be-
hinderten sind hiervon ausgenommen. 
d) Waren aller Art sowie gewerbliche oder sonstige 
Leistungen anzubieten oder diesbezüglich zu werben, 
e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druck-
schriften, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig 
und üblich sind, 
f) Abraum und Abfälle an anderen Orten abzulagern als 
an den hierfür vorgesehenen Plätzen, 
g) Grabhügel, Grabeinfassungen und Grünanlagen un-
berechtigt zu betreten und/oder zu beschädigen, 
h) der Würde des Ortes nicht entsprechende Gefäße (z. 
B. Konservendosen, Plastik- und Glasflaschen sowie 
ähnliche Gegenstände) auf Gräbern ohne Erlaubnis auf-
zustellen oder solche Gefäße zwischen den Gräbern 
aufzubewahren, 
i) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Be-
stattung störende Arbeiten auszuführen. 
(4) Die Friedhofsverwaltung kann von den Verboten auf 
Antrag Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck 
des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 
 

§ 8 
Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof 

(1) Die Gewerbetreibenden und ihre Gehilfen haben den 
Regelungen der Friedhofssatzung und den Anweisun-
gen der Friedhofsverwaltung Folge zu leisten. Durch ge-
werbliche Arbeiten darf die Würde des Friedhofs nicht 
beeinträchtigt werden; insbesondere ist auf Bestattungs-
feierlichkeiten Rücksicht zu nehmen. Nach Beendigung 
der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in 
einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. 
(2) Die Friedhofswege dürfen nur mit Erlaubnis der 
Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 7 Abs. 4) mit den für 
die Ausführung der Arbeiten oder für den Transport von 
Arbeitsmitteln erforderlichen Fahrzeugen befahren 

werden. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit im Fried-
hofsbereich beträgt Schritttempo. Bei anhaltendem Tau- 
oder Regenwetter kann die Friedhofsverwaltung das Be-
fahren der Friedhofswege mit Fahrzeugen untersagen. 
(3) Die gewerblich Tätigen haften für alle Schäden, die 
sie oder ihre Gehilfen im Zusammenhang mit ihrer Tätig-
keit in dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
(4) Die Ausübung gewerbsmäßiger Tätigkeiten auf dem 
Friedhof kann durch die Friedhofsverwaltung dauerhaft 
versagt werden, wenn die ordnungsgemäße Ausführung 
der Arbeiten nicht gewährleistet ist oder wenn trotz 
schriftlicher Abmahnung mehrfach gegen die Friedhofs-
satzung oder Anordnung der Friedhofsverwaltung ver-
stoßen wird. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 
eine Abmahnung entbehrlich. 
 
 

III. 
Grabstätten und Grabmale 

 
§ 9 

Grabstätten 
(1) Die Grabstätten stehen im Eigentum der Gemeinde. 
An ihnen können Rechte nur nach dieser Satzung erwor-
ben werden. 
(2) Die Anlage der Grabstätten richtet sich nach dem Be-
legungsplan, der bei der Friedhofsverwaltung innerhalb 
der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden kann. 
 

§ 10 
Grabarten 

(1) In den nachgenannten Gemeindeteilen werden fol-
gende Arten von Gräbern unterschieden: 
1. Gemeindeteil Michelau (kirchlicher, gemeindlicher so-
wie neuer gemeindlicher Friedhof): 
a) Reihengräber für Erd- und Urnenbestattungen 
b) Familiengräber für Erd- und Urnenbestattungen 
c) Urnengräber 
d) Urnenröhren zur Baumbestattung 
e) Urnen am Urnenstein 
2. Gemeindeteil Hundelshausen: 
a) Reihengräber für Erd- und Urnenbestattungen 
b) Familiengräber für Erd- und Urnenbestattungen 
c) Urnenröhren zur Baumbestattung 
(2) Die Lage der einzelnen Grabstätten wird durch die 
Gemeinde bestimmt und richtet sich nach dem Bele-
gungsplan. Der Friedhof ist darin in Grabfelder aufgeteilt. 
Die einzelnen Grabstätten sind fortlaufend nummeriert. 
Bestattungen können jeweils nur in den von der Ge-
meinde freigegebenen Grabfeldern oder deren Teilen er-
folgen. 
(3) In Reihengräbern kann in einem Einfachgrab ein 
Verstorbener, in einem Tiefgrab können maximal zwei 
Verstorbene mit gleichzeitig laufenden Ruhefristen bei-
gesetzt werden. Innerhalb der Ruhefrist ist die Belegung 
mit einer zweiten Leiche nur zulässig, wenn die Erstbe-
stattung um 0,60 m tiefer (mindestens 2,20 m) vorge-
nommen wurde. Nach Ablauf der Ruhefrist kann ein Rei-
hengrab neu belegt werden. Ein Reihengrab, in dem 
zwei Leichen bestattet worden sind, kann dann neu be-
legt werden, wenn die Ruhefrist der zuletzt bestatteten 
Leiche abgelaufen ist. 
In Reihengräber können Aschereste von höchstens 4 
Familienangehörigen beigesetzt werden; Abs. 5 Sätze 3 
bis 5 gelten entsprechend. 
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(4) In Familiengräbern können mehrere Verstorbene bei-
gesetzt werden. Die Anzahl der möglichen Beisetzungen 
Verstorbener richtet sich nach der Lage der Grabstätte. 
Es wird unterschieden in Einfach- und Tiefgräber. Bei ei-
nem Tiefgrab erfolgt die Bestattung übereinander. In ei-
nem Einfachgrab beträgt die Zahl der maximal zu bestat-
tenden Verstorbenen zwei nebeneinander, in einem 
Tiefgrab höchstens vier bei gleichzeitig laufenden Ruhe-
fristen. Auf Antrag kann die Gemeinde in begründeten 
Ausnahmefällen auch eine Mehrfachgrabstätte verge-
ben, bei der die Zahl der maximal zu bestattenden Ver-
storbenen im Einzelfall festgelegt wird. Die Bestattung 
einer zweiten Leiche in einer Grabstelle während der Ru-
hefrist wird nur dann zugelassen, wenn die Erstbestat-
tung um 0,60 m tiefer (mindestens 2,20 m) vorgenom-
men wurde. 
In Familiengräbern können Aschereste von höchstens 8 
Familienangehörigen beigesetzt werden; Abs. 5 Sätze 3 
bis 5 gelten entsprechend. 
(5) Urnengräber sind Erdgräber, die zur Beisetzung von 
Ascheresten bereitgestellt werden. In diesen Gräbern 
können Ascheresten von höchstens 2 Familienangehö-
rigen beigesetzt (über- oder nebeneinander) werden 
(vgl. § 1 Abs. 1 Ziffer 1 BestV). Urnen und Aschereste 
müssen den Vorschriften der §§ 17 und 27 BestV ent-
sprechen. Urnen müssen aus leicht verrottbarem Mate-
rial bestehen. Für das Nutzungsrecht an Urnengräbern 
gelten die §§ 14 und 15 entsprechen. Die Urnen müssen 
in einer Tiefe von mindestens 0,60 m beigesetzt werden. 
 

§ 11 
Urnenröhren zur Baumbestattung 

(1) In Urnenröhren zur Baumbestattung werden die Ur-
nen in den dafür vorgesehenen Röhren beigesetzt. In ei-
ner Urnenröhre dürfen bis zu zwei Urnen beigesetzt wer-
den. 
(2) Über jeder Urnenröhre wird eine ovale Bodenplatte 
aus Muschelkalk in der Größe von 45 cm x 30 cm x 4 cm 
verlegt. Die Bodenplatte wird von der Gemeinde zur Ver-
fügung gestellt. Die Kosten für die Bodenplatte sind vom 
Grabnutzungsberechtigten zu tragen. 
Die Beschriftung einschl. der Farbe der Schriftzeichen, 
die Schriftart und die Schriftgröße auf der Bodenplatte 
sind frei wählbar. 
Die Kosten für die Beschriftung der Bodenplatte hat der 
Inhaber des Grabnutzungsrechts zu tragen. Treten beim 
Transport zum bzw. vom Steinmetz oder bei der Bear-
beitung der Platte Schäden auf, so geht die Behebung 
der Schäden sowie eine etwaige Ersatzbeschaffung zu 
Lasten des Antragstellers. 
(3) Aschereste und Urnen müssen den Vorschriften der 
§§ 17 und 27 BestV entsprechen. Urnen müssen aus 
leicht verrottbarem Material bestehen. Für das Nut-
zungsrecht an Urnengrabstätten gelten die §§ 14 und 15 
entsprechend. 
(4) Das Ablegen von Blumenschmuck und ähnlichem ist 
max. bis zu 4 Wochen nach einer Bestattung zulässig. 
Außerdem ist das Ablegen von Blumenschmuck für die 
Dauer von 2 Wochen um den 01.11. eines jeden Jahres 
zulässig. 
 

§ 12 
Urnen am Urnenstein 

(1) In der Rasenfläche um einen Urnenstein können Ur-
nen in einem Abstand von 1,00 m zum Urnenstein 

beigesetzt werden. Die Gemeinde bestimmt den Stand-
ort an den Urnen beigesetzt werden. Die Urnen müssen 
in einer Tiefe von mindestens 0,60 m beigesetzt werden. 
Es können 2 Urnen übereinander beigesetzt werden. 
(2) Das Anbringen einer Bodenplatte o. ä. in der Rasen-
fläche ist unzulässig. Der Inhaber des Grabnutzungs-
rechts kann auf dem Urnenstein eine Bronzeplatte mit 
einer Länge von 40 cm und einer Höhe von 10 cm an-
bringen. Die Bronzeplatte wird von der Gemeinde nicht 
zur Verfügung gestellt. Die Beschriftung einschl. der 
Farbe der Schriftzeichen, die Schriftart und die Schrift-
größe auf der Bronzeplatte sind frei wählbar. Die Kosten 
des Erwerbs sowie die Beschriftung usw. der Bronze-
platte trägt der Inhaber des Grabnutzungsrechts. 
(3) Aschereste und Urnen müssen den Vorschriften der 
§§ 17 und 27 BestV entsprechen. Die Urnen müssen aus 
leicht verrottbarem Material bestehen. Für das Nut-
zungsrecht an Urnengrabstätten gelten die §§ 14 und 15 
entsprechend. 
(4) Das Ablegen von Blumenschmuck auf der Rasenflä-
che ist max. bis zu 4 Wochen nach einer Bestattung zu-
lässig. 
 

§ 13 
Größe der Grabstätten 

(1) Für die Einteilung der Grabstätten ist der Belegungs-
plan maßgebend. Die Gräber werden nach den jeweils 
erforderlichen Ausmaßen im Mischsystem ausgehoben. 
Die einzelnen Grabstätten haben folgende Ausmaße, 
Abstände und Tiefen: 
1. im Gemeindeteil Michelau 
Reihengräber 
im gemeindlichen sowie im kirchlichen Friedhof: Länge 
2,50 m, Breite 1,10 m 
im neuen gemeindlichen Friedhof:  Länge 2,40 m, Breite 
max. 1,20 m 
Familiengräber 
im gemeindlichen Friedhof: Länge 2,50 m Breite 2,20 m 
im kirchlichen Friedhof Länge 2,10 m Breite 1,80 m 
im neuen gemeindlichen Friedhof Länge 2,40 m Breite 
2,10 m 
Urnengräber 
im neuen gemeindlichen Friedhof Länge 1,00 m Breite 
1,00 m 
sonstige Urnengräber Länge 1,00 m Breite 0,50 m 
2. im Gemeindeteil Hundelshausen 
Familiengräber: Länge 2,10 m Breite 2,40 m 
Reihengräber Länge 2,10 m Breite 1,15 m 
(2) Die Tiefe des Grabes ist so zu bemessen, dass die 
Oberkante des Sargdeckels mindestens: 
bei Kindern bis 5 Jahre 0,80 m, 
bei verstorbenen ab 5 Jahre 1,00 m unter Gelände liegt. 
Die Beisetzungstiefe für Urnen beträgt mindestens 0,60 
m, gerechnet von der Erdoberfläche bis zur Oberkante 
der Urnen. 
(3) Der Abstand zwischen 2 Gräbern beträgt im neuen 
gemeindlichen Friedhof max. 0,40 m, ansonsten soll der 
Abstand bei mindestens 0,30 m betragen. 
 

§ 14 
Rechte an Grabstätten 

(1) An einer belegungsfähigen Grabstätte kann ein Nut-
zungsrecht erworben werden. Das Nutzungsrecht wird 
mindestens auf die Dauer der Ruhefrist verliehen, wenn 
der Erwerb anlässlich eines Todesfalles erfolgt. Wird ein 
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Grabnutzungsrecht unabhängig von einem Todesfall er-
worben, so wird es mindestens für die Ruhefrist zuzüg-
lich fünf Jahre verliehen. 
(2) Das Nutzungsrecht an den Grabstätten wird nur an 
einzelne natürliche und volljährige Personen nach Ent-
richtung der Grabnutzungsgebühr (siehe Friedhofsge-
bührensatzung – FGS) verliehen, worüber dem Nut-
zungsberechtigten eine Urkunde ausgestellt wird (Grab-
urkunde). 
(3) Das Nutzungsrecht an Grabstätten kann gegen er-
neute Zahlung der entsprechenden Grabnutzungsge-
bühr um weitere 10 Jahre verlängert werden, wenn der 
Nutzungsberechtigte vor Ablauf des Rechtes die Verlän-
gerung bei der Friedhofsverwaltung beantragt und der 
Platzbedarf des Friedhofs es zulässt. 
(4) Nach Erlöschen des Nutzungsrechtes kann die Ge-
meinde über die Grabstätten anderweitig verfügen. Hier-
über werden die bisherigen Nutzungsberechtigten, die 
Angehörigen in gerader Linie und die Erben oder die 
Pfleger des Grabes rechtzeitig von der Gemeinde be-
nachrichtigt. 
(5) In den Fällen, in denen die Ruhefrist der zu bestat-
tenden Leichen oder Urnen über die Zeit hinausreicht, 
für die das Recht an einem Grabplatz besteht, ist das 
Nutzungsrecht im Voraus für die Dauer der vorgeschrie-
benen Ruhefristen zu erwerben. 
(6) Nach Ablauf der Ruhefrist kann der Grabnutzungs-
berechtigte aus wichtigem Grund auf ein darüber hinaus 
verliehenes Grabnutzungsrecht verzichten. Der Verzicht 
wird erst mit schriftlicher Annahme der Verzichtserklä-
rung durch den Friedhofsträger wirksam. 
(7) Jede Änderung der Anschrift des Nutzungsberechtig-
ten ist der Friedhofsverwaltung mitzuteilen. 
 

§ 15 
Übertragung von Nutzungsrechten 

(1) Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die 
Umschreibung eines Grabnutzungsrechtes der Ehe-
gatte, der eingetragene Lebenspartner oder ein Ab-
kömmling beanspruchen, wenn der Nutzungsberechtigte 
zugunsten dieses Angehörigen schriftlich auf das Grab-
nutzungsrecht verzichtet hat. 
(2) Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann der-
jenige die Umschreibung eines laufenden Grabnut-
zungsrechtes auf seinen Namen beanspruchen, dem es 
vom Nutzungsberechtigten in einer letztwilligen, rechts-
gültigen Verfügung zugewendet wurde. Bei einer Verfü-
gung zugunsten mehrerer Personen hat die erstge-
nannte Person Vorrang. Stirbt der Nutzungsberechtigte, 
ohne eine Verfügung hinterlassen zu haben, so kann das 
Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1 Abs. 1 Ziff. 1 
BestV genannten bestattungspflichtigen Personen über-
tragen werden. Eingetragene Lebenspartner sind den 
Ehegatten gleichgestellt. Innerhalb der Reihenfolge des 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 BestV hat die ältere Person Vorrecht 
vor der jüngeren. Haben Vorberechtigte innerhalb von 
sechs Monaten keinen Antrag auf Übertragung des Nut-
zungsrechts gestellt, so wird das Nutzungsrecht auf An-
trag einer nachberechtigten Person verliehen. Stimmen 
alle Vorberechtigten zu, so kann das Nutzungsrecht 
auch in begründeten Einzelfällen auf einen dem Verstor-
benen nahestehenden Dritten (z. B. Lebensgefährten 
oder Stiefkind) übertragen werden. 
(3) Über die Umschreibung erhält der neue Grabnut-
zungsberechtigte eine Urkunde (Graburkunde). 

(4) Der Anspruch auf Übertragung des Nutzungsrechts 
erlischt, wenn alle Berechtigten die Übernahme ableh-
nen oder es kein Berechtigter innerhalb eines Jahres seit 
Beisetzung des verstorbenen Nutzungsberechtigten 
übernimmt. In diesem Fall kann die Grabstätte während 
der Ruhefrist zur Betreuung an Personen überlassen 
werden, die zu dem Bestatteten eine persönliche Verbin-
dung hatten. 
(5) Bei Grabstätten, an denen nach einer Bestattung nie-
mand das Grabnutzungsrecht nach Abs. 2 oder das Be-
treuungsrecht nach Abs. 4 Satz 2 übernimmt, sorgt die 
Friedhofsverwaltung auf Kosten eines Verpflichteten für 
die Erstanlage (Aufstellen eines mehrfach verwendba-
ren Grabmals, Begrünung) und die Pflege der Grabstätte 
während der Ruhefrist. Gegen vollständigen Kostener-
satz können Grabnutzungsrecht und Grabmal erworben 
werden. 
 

§ 16 
Pflege und Instandhaltung der Gräber 

(1) Jede Grabstätte ist spätestens zwei Monate nach der 
Beisetzung bzw. nach der Verleihung des Nutzungs-
rechtes würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und 
in diesem Zustand zu erhalten. 
(2) Bei allen Grabstätten sind der Nutzungsberechtigte 
oder – sofern dieser verstorben ist – die in § 14 Abs. 2 
genannten Personen zur ordnungsgemäßen Anlage, 
Pflege und Instandhaltung des Grabes verpflichtet. 
(3) Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Ver-
pflichtete (siehe § 14 Abs. 2) seiner Verpflichtung nicht 
nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter Fristset-
zung auffordern, den ordnungsgemäßen Zustand herzu-
stellen. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung 
des ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maß-
nahmen auf Kosten des Verpflichteten getroffen werden 
(Ersatzvornahme, § 30). 
(4) Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der 
Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten 
nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Auffor-
derung. Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwal-
tung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten eines Ver-
pflichteten gem. Art. 14 Abs. 2 in einen ordnungsgemä-
ßen Zustand zu versetzen oder abzuräumen und einzu-
ebnen. 
 

§ 17 
Gärtnerische Gestaltung der Gräber 

(1) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete 
Gewächse zu verwenden, welche die benachbarten 
Gräber und Anpflanzungen nicht beeinträchtigen. Die 
Höhe und Form der Grabhügel und die Art ihrer Gestal-
tung sind dem Gesamtbild des Friedhofs, dem besonde-
ren Charakter des Friedhofsteils und der unmittelbaren 
Umgebung anzupassen. 
(2) Anpflanzungen aller Art neben den Gräbern werden 
ausschließlich von der Gemeinde ausgeführt. In beson-
deren Fällen können Ausnahmen von der Gemeinde zu-
gelassen werden, wenn benachbarte Gräber nicht be-
einträchtigt werden. 
(3) Das Anpflanzen hochgewachsener Gehölze (Zwerg-
sträucher, strauch- oder baumartige Pflanzen, Bäume) 
auf den Gräbern bedarf der Erlaubnis der Gemeinde. 
(4) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschädigungslos 
in die Verfügungsbefugnis der Gemeinde über, wenn sie 
vom Nutzungsberechtigten nach Ablauf der Ruhefrist 
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oder des Nutzungsrechts nicht abgeräumt worden sind. 
Der Schnitt und die Beseitigung zu stark wachsenden 
oder absterbenden Bäumen und Sträucher kann ange-
ordnet werden. Wird die notwendige Maßnahme nicht in-
nerhalb der hierfür dem Nutzungsberechtigten gesetzten 
Frist durchgeführt, so werden die Arbeiten von der Fried-
hofsverwaltung auf seine Kosten durchgeführt (Ersatz-
vornahme, § 30). 
(5) Verwelkte Blumen und verdorrte Kränze sind von den 
Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgesehe-
nen Plätzen abzulegen. 
 

§ 18 
Erlaubnisvorbehalt für Grabmale 

und bauliche Anlagen 
(1) Die Errichtung von Grabmalen und sonstigen bauli-
chen Anlagen oder deren Änderung bedarf – unbescha-
det sonstiger Vorschriften – der Erlaubnis der Ge-
meinde. Die Gemeinde ist berechtigt, soweit das zur 
Wahrung der Rechte anderer notwendig ist und der 
Friedhofszweck es erfordert, Anordnungen zu treffen, 
die sich auf Einfriedungen, Einfassungen und sonstige 
bauliche Anlagen beziehen. 
(2) Die Erlaubnis ist rechtzeitig vor Anfertigung oder Ver-
änderung des Grabmales oder der baulichen Anlage bei 
der Gemeinde durch den Grabnutzungsberechtigten zu 
beantragen, wobei die Maße des § 13 zugrunde zu legen 
sind. Dem Antrag ist zweifach beizufügen: 
a) der maßstabsgetreue Grabmalentwurf bzw. der maß-
stabsgetreue Entwurf der baulichen Anlage mit Grund-
riss und Seitenansicht unter Angabe des Materials, sei-
ner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anord-
nung. 
b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der 
Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe des Materials, 
seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der An-
ordnung. 
(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn die Anlage 
nicht den Vorschriften der §§ 18 und 19 dieser Satzung 
entspricht. 
(4) Ohne Erlaubnis aufgestellte Grabmale sind nach 
schriftlicher Aufforderung an den Nutzungsberechtigten 
unter angemessener Fristsetzung zu entfernen. Ist der 
Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufent-
halt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten nicht be-
kannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. 
Kommt der Nutzungsberechtigte nicht fristgerecht der 
Aufforderung nach, so ist die Gemeinde berechtigt auf 
Kosten des Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflich-
teten das Grabmal zu entfernen und zu verwerten, wenn 
es den sicherheitsrechtlichen Anforderungen nicht ge-
nügt oder den gestalterischen Merkmalen der §§ 19 und 
20 widerspricht (Ersatzvornahme, § 31). 
 

§ 19 
Größe von Grabmalen und Einfriedungen 

(1) Die Grabmale dürfen in der Regel folgende Maße 
nicht überschreiten: 
a) bei Reihengräbern: Höhe 1,50 m, Breite 1,00 m 
b) bei Familiengräbern: Höhe 1,80 m, Breite 1,80 m 
c) bei Urnengräbern: Höhe 0,80 m, Breite 0,50 m 
Grabmale, die bei Inkrafttreten dieser Satzung die vor-
gesehenen Maße überschreiten, werden –soweit ein öf-
fentliches Interesse nicht entgegensteht- im bisherigen 
Umfang belassen. 

(2) Abweichend von Abs. 1 dürfen die Grabmale im 
neuen gemeindlichen Friedhof folgende Maße nicht 
überschreiten: 
a) bei Reihengräbern Höhe 1,00 m, Breite 0,60 m 
b) bei Familiengräbern: Höhe 1,00 m, Breite 1,00 m 
c) bei Urnengräbern: Höhe 0,60 m, Breite 0,40 m 
(3) Eine Überschreitung ist im Einzelfall zulässig, sofern 
sie mit den Bestimmungen des § 19 dieser Satzung und 
dem Friedhofszweck vereinbar ist und die Gemeinde die 
Erlaubnis erteilt. 
(4) Für den Friedhof in Hundelshausen gilt zusätzlich fol-
gende Regelung: 
Die Einfassungen sind von den Grabnutzungsberechtig-
ten herstellen zu lassen. Nach dem Absetzen des Gra-
bes sind die Grabbeete ohne Hügelbildung dem Niveau 
der Einfassungen anzupassen. 
 

§ 19 a 
Sonderregelungen zum neuen gemeindlichen Fried-

hof 
Abweichend von den Bestimmungen der §§ 13, 16, 17 
und 19 dieser Satzung gelten für den neuen gemeindli-
chen Friedhof außerdem folgende Regelungen: 
a) Bei Familiengräbern befindet sich unmittelbar im An-
schluss an das Fundament für das jeweilige Grabmal ein 
Grabbeet, dass im Übrigen in der Mitte der 2,10 m brei-
ten Grabstätte liegt. Diese Grabbeete haben einschl. der 
dazugehörenden Einfassung eine Länge von 1,20 m und 
eine Breite von 1,25 m. 
b) Die Grabbeete sind gärtnerisch anzulegen und zu un-
terhalten. 
c) Die Einfassungen der Grabbeete sind vom Inhaber 
des Grabnutzungsrechts auf eigene Kosten aus Natur-
steinpflaster herzustellen. 
d) Außerhalb der Grabbeete sind die verbleibenden 
Teile der Grabstätten mit Rasen anzulegen und zu un-
terhalten. 
e) Nach dem Absetzen des Grabes sind die Grabstätten 
einschl. der Grabbeete ohne Hügelbildung dem Niveau 
der Grabwege anzupassen. 
f) Abweichend von Buchst. a) haben die Grabbeete bei 
einem Reihengrab eine Länge von 1,20 m und eine 
Breite von 0,80 m. Ansonsten gelten die Buchst. a) bis 
e) entsprechend. 
g) Bei Urnengräbern gelten die Buchst. b), c) und e) ent-
sprechend. 
 

§ 19 b 
Grababdeckungen 

Die Grabfläche kann ganz oder teilweise mit Platten ab-
gedeckt werden. Grababdeckungen sind dem Niveau 
der Grabeinfassungen anzupassen. Grababdeckungen 
sind nur aus Natur- oder Betonwerksteinen (nicht farbig) 
zugelassen. 
 

§ 20 
Grabgestaltung 

Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen dem 
Friedhofszweck entsprechen; sie müssen so gestaltet 
sein, dass die Würde des Friedhofs als Ruhestätte der 
Verstorbenen gewahrt ist. 
 

§ 21 
Gründung, Erhaltung und Entfernung v. Grabmalen 
(1) Jedes Grabmal muss seiner Größe entsprechend  
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dauerhaft und standsicher gegründet werden. Die Fun-
damente sind nach den neuesten Bestimmungen und 
den anerkannten Regeln der Baukunst durch fachkun-
dige Firmen zu setzen. Maßgeblich für die bei der Errich-
tung der Grabmale geltenden anerkannten Regeln der 
Baukunst ist die Technische Anleitung zur Standsicher-
heit von Grabmalanlagen (TA-Grabmal) der Deutsche 
Naturstein Akademie e.V. (DENAK) in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung. 
(2) Der Grabnutzungsberechtigte hat das Grabmal in ei-
nem ordnungsgemäßen, sicheren Zustand zu erhalten. 
Er ist für Schäden verantwortlich, die insbesondere 
durch Umfallen des Grabmales oder Abstürzen von Tei-
len desselben verursacht werden. Grabmale, die sich 
nicht in einem ordnungsgemäßen Zustand befinden, 
können nach vorangegangener schriftlicher Aufforde-
rung auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder der in § 
15 Abs. 2 genannten Personen instandgesetzt oder ent-
fernt werden, wenn die Wiederherstellung verweigert 
oder innerhalb der gesetzten Frist nicht durchgeführt 
wird (Ersatzvornahme, § 31). Kann aufgrund der akut 
drohenden Gefahr durch ein nicht standsicheres Grab-
mal eine schriftliche Aufforderung an den Nutzungsbe-
rechtigten zur Wiederherstellung der Standsicherheit un-
ter Fristsetzung nicht abgewartet werden, ist der Fried-
hofsträger berechtigt, die Gefahrenstelle abzusperren, 
das Grabmal provisorisch zu sichern oder umzulegen. 
(3) Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag 
handelnden Personen haften für jede durch die Errich-
tung von Grabmalen und baulichen Anlagen entstehen-
den Beschädigungen der Grab- und Friedhofsanlagen. 
(4) Grabmale und bauliche Anlagen (§ 18 und § 19) dür-
fen vor Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungsrechts nur 
mit vorheriger Erlaubnis der Gemeinde entfernt werden. 
(5) Nach Ablauf der Ruhezeit und des Nutzungsrechts 
sind die Grabmale nach einer entsprechenden Aufforde-
rung der Gemeinde durch den vorher Nutzungsberech-
tigten oder den nach § 15 Abs. 2 Verpflichteten innerhalb 
von 3 Monaten zu entfernen. Die Grabstätten sind ein-
zuebnen. Kommt der Nutzungsberechtigte oder der 
sonst Verpflichtete seiner Verpflichtung nicht nach, kann 
ihn die Friedhofsverwaltung unter erneuter Fristsetzung 
auffordern, den ordnungsgemäßen Zustand herzustel-
len. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung des 
ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maßnah-
men auf Kosten des vormals Nutzungsberechtigten oder 
sonst Verpflichteten getroffen werden (Ersatzvornahme, 
§ 31). Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder 
der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten 
nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Auffor-
derung. Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwal-
tung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten des Nut-
zungsberechtigten oder eines Verpflichteten abzuräu-
men und einzuebnen. Grabmale, Einfriedungen und 
sonstiger Grabschmuck gehen infolge der Eigentumsau-
fgabe durch den vormals Nutzungsberechtigten in das 
Eigentum des Friedhofsträgers über. 
(6) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale 
und bauliche Anlagen oder solche, die als besondere Ei-
genart des Friedhofs aus früheren Zeiten gelten, unter-
stehen dem besonderen Schutz der Gemeinde. Die Ent-
fernung oder Änderung solcher Anlagen auch nach Ab-
lauf der Ruhefrist und des Grabnutzungsrechts bedarf 
der besonderen Erlaubnis der Gemeinde. 
 

IV. 
Bestattungsvorschriften 

 
§ 22 

Leichenhaus 
(1) Das Leichenhaus dient der Aufbewahrung der Lei-
chen, bis sie bestattet oder überführt werden und zur 
Aufbewahrung von Aschenresten feuerbestatteter 
Verstorbener bis zur Beisetzung im Friedhof. Es darf nur 
mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung und in Begleitung 
eines Vertreters des Friedhofspersonals betreten wer-
den. 
(2) Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufge-
bahrt. Sofern keine Gesundheitsaufsichtlichen oder 
sonstigen Bedenken bestehen, können die Hinterbliebe-
nen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten 
sehen. Die Bestattungspflichtigen (§ 6 BestV) entschei-
den, ob die Aufbahrung im offenen oder geschlossenen 
Sarg erfolgt. Wird darüber keine Bestimmung getroffen, 
bleibt der Sarg geschlossen. Dies gilt auch bei entspre-
chender Anordnung des Amts- oder Leichenschauarz-
tes. Leichen von Personen, die bei Eintritt des Todes an 
einer übertragbaren Krankheit im Sinne des Bundesseu-
chengesetzes erkrankt waren, werden in einem geson-
derten Raum untergebracht. Der Zutritt zu diesem Raum 
und die Besichtigung der Leichen bedürfen der vorheri-
gen Erlaubnis des Amtsarztes. 
(3) Für die Beschaffenheit von Särgen, Sargausstattun-
gen und für die Bekleidung von Leichen gelten die Vor-
schriften des § 30 BestV. 
 

§ 23 
Leichenhausbenutzungszwang 

(1) Jede Leiche ist spätestens 24 Stunden vor der Be-
stattung in das gemeindliche Leichenhaus zu verbrin-
gen. 
(2) Dies gilt nicht, wenn 
a) der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, 
Alten- bzw. Pflegeheim u. a.) eingetreten ist und dort ein 
geeigneter Raum für die Aufbewahrung der Leiche vor-
handen ist, 
b) die Leiche zum Zwecke der Überführung an einen 
auswärtigen Bestattungsort zur früheren Einsargung 
freigegeben und innerhalb einer Frist von 24 Stunden 
überführt wird, 
c) die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt 
werden soll und sichergestellt ist, dass die Vorausset-
zungen des § 17 BestV vom Träger der Bestattungsan-
lage geprüft werden. 
 

§ 24 
Leichentransport 

Zur Beförderung von Leichen im Gemeindegebiet sind 
Leichenwagen zu benutzen. Die Beförderung der Lei-
chen hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen 
zu erfolgen. 
 

§ 25 
Leichenbesorgung 

Reinigen, Ankleiden und Einsargen der Leichen hat 
durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfol-
gen. 
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§ 26 

Friedhofs- und Bestattungspersonal 
(1) Die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Bestat-
tung stehenden Verrichtungen auf dem gemeindlichen 
Friedhof werden von der Gemeinde hoheitlich ausge-
führt, insbesondere 
a) das Ausheben und Verfüllen des Grabes, 
b) das Versenken des Sarges, 
c) die Beisetzung von Urnen, 
d) die Überführung des Sarges/der Urne von der Halle 
zur Grabstätte einschließlich der Stellung der Träger, 
e) die Ausgrabung und Umbettung (Exhumierung von 
Leichen und Gebeinen sowie Urnen) einschließlich not-
wendiger Umsargungen, 
f) das Ausschmücken des Aufbahrungsraums und der 
Aussegnungshalle (Grundausstattung mit Trauer-
schmuck). 
Die Gemeinde kann mit der Durchführung der hoheitli-
chen Tätigkeiten ein Bestattungsunternehmen als Erfül-
lungsgehilfen beauftragen. 
(2) Auf Antrag kann die Gemeinde von der Inanspruch-
nahme des Trägerpersonals nach Abs. 1d) und der Aus-
schmückung nach Abs. 1f) befreien. 
 

§ 27 
Bestattung 

Bestattung im Sinne dieser Satzung ist die Erdbestat-
tung von Leichen oder Leichenteilen sowie die Beiset-
zung von Aschenurnen unter der Erde bzw. in Urnenfä-
chern. Die Bestattung ist durchgeführt, wenn das Grab 
verfüllt oder das Urnenfach geschlossen ist. 
 

§ 28 
Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des To-
des der Gemeinde anzuzeigen; die erforderlichen Unter-
lagen sind vorzulegen. 
(2) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die Gemeinde im 
Benehmen mit den Hinterbliebenen, dem Bestattungs-
unternehmen und ggf. mit dem zuständigen Pfarramt 
fest. 
 

§ 29 
Ruhefrist 

Die Ruhefrist für Verstorbene über 5 Jahren beträgt 25 
Jahre. Für Verstorbene unter 5 Jahren beträgt die Ruhe-
frist 15 Jahre. Die Ruhefrist für Urnen beträgt 10 Jahre. 
Die Ruhefrist beginnt am Tag der Bestattung. 
 

§ 30 
Exhumierung und Umbettung 

(1) Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und 
Urnen bedarf unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vor-
schriften der vorherigen Erlaubnis der Gemeinde. 
(2) Soweit Exhumierungen von Leichen nicht vom Ge-
richt oder einer Behörde angeordnet werden, sollen sie 
nur in den Monaten Oktober bis März und zwar außer-
halb der Besuchszeiten erfolgen. 
(3) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines An-
trages des Grabnutzungsberechtigten. 
(4) Angehörige und Zuschauer dürfen der Exhumierung 
bzw. Umbettung nicht beiwohnen. 
(5) Im Übrigen gilt § 21 BestV. 

V. 
Schlussbestimmungen 

 
§ 31 

Anordnungen und Ersatzvornahme 
(1) Der Friedhofsträger kann zur Erfüllung der nach die-
ser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen 
für den Einzelfall erlassen. Diesen Anordnungen ist un-
verzüglich Folge zu leisten. 
(2) Werden die in dieser Satzung festgelegten Hand-
lungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt, kann die Ge-
meinde die Handlung auf Kosten des Pflichtigen vorneh-
men oder vornehmen lassen. Die Ersatzvornahme ist 
vorher schriftlich anzudrohen. Dabei ist eine angemes-
sene Frist zu setzen. Ist der Aufenthaltsort des Pflichti-
gen nicht mehr zu ermitteln, so ersetzt die öffentliche Be-
kanntmachung die an den Pflichtigen adressierte schrift-
liche Androhung. Einer vorherigen Androhung und einer 
Fristsetzung bedarf es nicht, wenn der Pflichtige nicht er-
reichbar ist und die Ersatzvornahme zur Abwehr einer 
drohenden Gefahr notwendig ist. 
 

§ 32 
Haftungsausschluss 

Die Gemeinde übernimmt für die Beschädigungen, die 
durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhofs-
anlagen entstehen und für Schäden, die durch Beauf-
tragte dritter Personen verursacht werden, keine Haf-
tung. 
 

§ 33 
Zuwiderhandlungen 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. mit § 17 OwiG kann 
mit Geldbuße von mindestens 5,-- Euro und höchstens 
1000,-- Euro belegt werden wer: 
a) den Vorschriften über den Benutzungszwang zuwi-
derhandelt, 
b) die erforderliche Erlaubnis der Gemeinde nicht ein-
holt, 
c) die erstmalige Anlage, Pflege und Instandhaltung der 
Grabstätten nach den §§ 15 bis 20 nicht satzungsgemäß 
vornimmt, 
d) sich entgegen den Bestimmungen dieser Satzung 
nicht ruhig und der Würde des Ortes entsprechend ver-
hält oder die festgelegten Verbote missachtet. 
 

§ 34 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer amtlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
 
Michelau, 25.01.2022 
Gemeinde Michelau i. Steigerwald 
 
gez. 
Wolf, 
1. Bürgermeister 
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W I S S E N S W E R T E S  
 

Innovative Projekte gesucht: 
Regionalbudget in der Region 

Weinpanorama Steigerwald 
 
Seit zwei Jahren gibt es das Regionalbudget in 
der Region MainSteigerwald - und es wurde zu 
einem Erfolgsmodell: In der bisherigen ILE-Re-
gion MainSteigerwald erhielten 36 Kleinpro-
jekte eine finanzielle Unterstützung aus dem 
Regionalbudget. Ein Hofladen-Container, ein 
BikePark, ein Platz für alle Generationen, eine 
Fahrradservice-Station, Relax-Liegen und eine 
neue Theaterbühne sind nur einige der vielen 
tollen Projekte. 
 
Deshalb ist es nur folgerichtig, dass auch im 
Jahr 2022 wieder Vereine, Privatpersonen, 
Kleinstunternehmen und Kommunen die Mög-
lichkeit haben, sich mit Ihren Projektideen auf 
eine Förderung aus dem Regionalbudget zu 
bewerben. 
 
In der Region bereitet man sich bereits auf das 
Förderprogramm vor, dass ab diesem Jahr 
aber an die veränderten Rahmenbedingungen 
in und außerhalb der Region angepasst wird. 
 
Anträge aus den Kommunen der Verwaltungs-
gemeinschaft Gerolzhofen werden weiterhin in 
Gerolzhofen entgegengenommen. Neu ist je-
doch der Name, der ab sofort hinter dem Regi-
onalbudget steht – nämlich die ILE-Region 
„Weinpanorama Steigerwald“. Denn durch 
die Trennung der bisherigen Region MainStei-
gerwald änderte sich nicht nur die Gebietsku-
lisse, sondern auch der Regionstitel. Anträge 
aus den bisherigen Mitgliedskommunen Markt 
Eisenheim, Kolitzheim, Schwanfeld und Wip-
feld werden von der neugegründeten ILE-Re-
gion Mainschleife Plus bearbeitet. 
 
„Jetzt sind also wieder Projektideen gefragt“, 
sagt Thorsten Wozniak, Vorsitzender der Re-
gion Weinpanorama Steigerwald. Mit dem Re-
gionalbudget können die besten Kleinprojekte 
aus der ILE-Region mit einer attraktiven Förde-
rung von bis zu 80 Prozent, maximal jedoch mit 
10.000 Euro unterstützt werden. Die Projekte 
dürfen netto nicht mehr als 20.000 Euro kosten, 
müssen aber einen Mindestbetrag von 625 
EUR erreichen. 

Der Bewerbungszeitraum für das Regional-
budget startet Mitte Februar.  
 
Vom 15. Februar bis 31. März 2022 werden die 
Förderanfragen entgegengenommen. Ange-
sprochen sind insbesondere Vereine, Initiati-
ven, Privatpersonen und Kommunen mit Pro-
jekten aus den Bereichen Soziales, Tourismus, 
Freizeit, Kultur, Natur und Umwelt sowie der 
Dorfentwicklung und die in einem hohen Maße 
das bürgerschaftliche Engagement unter-
stütze, informiert ILE-Managerin Carina Hein. 
Bereits vorher begonnene Projekte sind von 
der Förderung ausgeschlossen. 
 
Interessierten wird empfohlen schon jetzt die 
Unterlagen für einen Antrag vorzubereiten und 
Angebote einzuholen.  
 
Im April wird über die Vergabe der Fördergel-
der ein Entscheidungsgremium mit Vertretern 
aus der Region beraten und entschieden. Je-
des Projekt wird auf Grundlage der Projektaus-
wahlkriterien bewertet. Die Projekte, die den 
Zuschlag schließlich erhalten, können voraus-
sichtlich ab Mai in die Umsetzung gehen und 
müssen bis Mitte September umgesetzt und 
abgeschlossen werden.  
 
Weitere Informationen und Fördervorausset-
zungen für das Regionalbudget 2022 finden 
Sie demnächst auf Ihrer Gemeindeseite. 
 
 
 
 

 
 

 

KJR Schweinfurt sucht  
EHRENAMTLICHE BETREUER*INNEN 

 
Du willst Erfahrungen im Bereich der Kinder- 
und Jugendarbeit sammeln? Dann bist du beim 
Kreisjugendring Schweinfurt als ehrenamtli-
che*r Betreuer*in für unsere Freizeitangebote 
genau richtig! 
 
Für weitere Fragen sind wir telefonisch 
(09721/6462033) oder per  
Mail (info@kjr-sw.de) für dich da.  

UNSERE HOMEPAGE 

www.michelau.de 
 

mailto:info@kjr-sw.de
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T E R M I N E  U N D  V E R A N S T A L T U N G E N  
 
 

 

Nächste Gemeinderatssitzung 
 
 

Montag, 14.02.2022, 19:00 Uhr 
in der Vollburghalle 
es gilt die 2G Regel 

 

 

 

Redaktionsschluss Mitteilungsblatt 
 
 

Freitag, 25.02.2022 
 

 

 

Nächstes Mitteilungsblatt 
 
 

Samstag, 05.03.2022 
 

 

 

Heckenwirtschaft Kram 
Altmannsdorf 

 
 

geöffnet von 
Samstag, 29.01. bis Sonntag, 20.02.22 

 

 

 

Dienstplan der FFW Michelau 
 
 

Donnerstag, 03.02.2022, 19:30 Uhr 
Übung 

 

 

 

Ob der Kinderfasching mit der DJK 
 
 

am Rosemontag, 28.02.2022 um 13:33 Uhr 
sowie das Weißwurstfrühstück und Mau-Mau 

Turnier am Faschingsdienstag 01.03.2022 
stattfinden, wird noch kurzfristig bekannt ge-
geben. Bitte informieren Sie sich zeitnah auf 
der Homepage www.michelau.de oder über 

den Newsletter der Gemeinde Michelau 
 

 

 

Weltgebetstag der Frauen 
 
 

Freitag, 04.03.2022, 19:00 Uhr 
Kirche Hundelshausen 

 

 

 

Obstbaumschnittkurs 
 
 

Samstag, 12.03.2022 
Anmeldung unter E-Mail 

eigenheimer-michelau@t-online.de 
 

 

 

Mit Försterin und Förster 
unterwegs im Steigerwald 

 
 

Die Försterinnen und Förster des Forstbetriebs  
Ebrach laden wieder zu Waldbesichtigungen vor 
Ort ein. Die Teilnehmer können sich aus erster 
Hand über die nachhaltige und schonende Bewirt-
schaftung der Staatswälder im Steigerwald infor-
mieren. Die Veranstaltungen finden von März bis 
Oktober abwechselnd in allen Forstrevieren des 
Forstbetriebs Ebrach statt. 
 
Die Waldführungen finden bei jedem Wetter statt, 
weshalb wetterfeste Kleidung und stabiles Schuh-
werk empfohlen werden. Es wird gebeten, die ak-
tuell geltenden Corona-Regelungen und Hygiene-
bestimmungen zu beachten. Zur Erfassung der 
Teilnehmerdaten bitten wir um Anmeldung im 
Forstbetrieb Ebrach. 

 
Programm 2022: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BAYERISCHE STAATSFORSTEN AöR 
Telefon 09553 98 97 0 
Forstbetrieb 96157 Ebrach, Marktplatz 2 
E-Mail: info-ebrach@baysf.de 
www.baysf.de/ebrach

http://www.michelau.de/


13 

 

K I R C H E N G E M E I N D E  
K I R C H E  A M  Z A B E L S T E I N  
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Zweckverband Musikschule Schweinfurt 

 
Anmeldung zum 2. Halbjahr der Musikschule: 

Eltern-/Kindgruppen „Die Musikmäuse“ 
Restplätze im Instrumentalunterricht 

 
Die Anmeldung ist online bequem möglich un-
ter www.musikschule-schweinfurt.de oder im 
Musikschulsekretariat nach telefonischer Ter-
minvereinbarung, Schweinfurt, Schultesstr. 
17, Telefon 09721/51 599 oder 51 698 
 

Werden Sie Interviewer/-in beim 
Zensus 2022 – und erhalten Sie eine 
steuerfreie Aufwandsentschädigung  
 
Für die Befragungen von Haushalten und an 
Wohnheimen suchen wir aktuell Interviewerin-
nen und Interviewer. Ihre ehrenamtliche Tätig-
keit erstreckt sich über wenige Wochen und 
startet Anfang Mai 2022. Sie können sich – ab-
gesehen von wenigen Regelungen – Ihre Zeit 
frei einteilen und werden wohnortnah einge-
setzt. Interessiert? 
 
Weitere Informationen erhalten Sie bei Ihrer 
örtlichen ZENSUS-Erhebungsstelle: 

Landratsamt Schweinfurt 
www.landkreis-schweinfurt.de/zensus2022 

Telefon: 09721-55283 
E-Mail: zensus2022@lrasw.de 

 

 

 

Juleica-Bonus 2022 für AKTIVE 
Jugendleiter*innen ab 16 Jahren aus 

den Verbänden des KJR Schwein-
furt 

 
Ehrenamt ist wichtig, deshalb bieten wir Euch 
als Dankeschön im Jahr 2022 den Jugendlei-
ter*innen-Bonus an! 
 
Ausführliche Informationen sowie der Bestell-
schein sind unter  

https://www.kjr-sw.de/juleica/ 
zu finden. Gerne beantworten wir Rückfragen 
auch telefonisch unter 09721/6462033.  
 

 
 

 

 

Bei der 
Verwaltungsgemeinschaft Gerolzhofen 

ist zum 01.09.2022 eine 
 

Ausbildungsstelle 
einer/eines Verwaltungsfachangestellten (m/w/d) 

 

zu besetzen. 
 

Die vollständige Stellenausschreibung finden Sie auf der Internetseite 
 

www.vg-gerolzhofen.de/stellenangebote/ 
 

http://www.musikschule-schweinfurt.de/
mailto:zensus2022@lrasw.de
https://www.kjr-sw.de/juleica/
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Ä R Z T L I C H E R  B E R E I T S C H A F T S D I E N S T  
 
Allgemein-Ärzte 
 
Telefonisch ist der Ärztliche Bereitschafts-
dienst kostenlos unter der vorwahlfreien Be-
reitschaftsdienstnummer 
 

116 117 
 

zu erreichen. In lebensbedrohlichen Fällen 

wenden Sie sich an 112 
 
 

Bereitschaftspraxis 
am Krankenhaus St. Josef 
Ludwigstraße 1, 97421 Schweinfurt 
Öffnungszeiten: 
Mo., Di., Do.:  18:00-21:00 Uhr 
Mi., Fr.:  16:00-21:00 Uhr 
Sa., So., Feiertag: 09:00-21:00 Uhr 
 
 

Kinderärzte 
 

Bereitschaftspraxis 
am Leopoldina Krankenhaus 
Kinder- und Jugendärztliche Bereitschaftspra-
xis Main-Rhön am Leopoldina Krankenhaus 
Gustav-Adolf-Straße 6-8, 97422 Schweinfurt 
 
Öffnungszeiten: 
Mi., Fr.:     16:00-19:30 Uhr 
Sa., So., Feiertag: 10:00-14:00 Uhr 
und      15:00-19:30 Uhr 
 
 
 
 

Zahnärztlicher Notdienst 
 

vom 05.02. bis 06.03.2022 
jeweils 10.00 - 12.00 Uhr und 18.00 - 19.00 Uhr 

 

05.02.2022 und 06.02.2022 
Dr. med. dent. Gunda Kaulitz, 09324 / 3443 
Gartenstr. 3, 97359 Schwarzach am Main 
 
12.02.2022 und 13.02.2022 
Dr. Franz Schütz, 09382 / 31142 
Wilhelm-Behr-Str. 27, 97529 Sulzheim 
 
19.02.2022 und 20.02.2022 
Doreen Koos, 09383 / 9019388 
Korbacher Str. 7, 97353 Wiesentheid 
 
 

26.02.2022 und 27.02.2022 
Dr. med. dent. Christian Sieber, 09381 / 1313 
Bahnhofsplatz 3, 97332 Volkach 
 
28.02.2022 und 01.03.2022 
Dr. med. dent. Henriette Godulla, 09385 / 471 
Lindenweg 2, 97509 Kolitzheim 
 
05.03.2022 und 06.03.2022 
Dr. med. dent. Silvia Maier-Sabo, 09381 / 1381 
Zum Steinbruch 1, 97332 Volkach 

 

oder https://www.notdienst-zahn.de 
 
 
 

Apothekennotdienst 
 

vom 05.02. bis 05.03.2022 
(Der Bereitschaftsdienst wechselt täglich um 8:00 Uhr) 
 

Sa. 05.02. Stadt-Apotheke Gerolzhofen 
So. 06.02. Apotheke am Krankenhaus Haßfurt 
Mo. 07.02. Fuchs-Apotheke Knetzgau 
Di. 08.02. Einhorn-Apotheke Haßfurt 
Mi. 09.02. Rosen-Apotheke Ebelsbach 
Do. 10.02. St. Christophorus-Apotheke Sand 
Fr. 11.02. St. Florian-Apotheke Gerolzhofen 
Sa. 12.02. Linden-Apotheke Zeil  
So. 13.02. Stadt-Apotheke Haßfurt 
Mo. 14.02. Rats-Apotheke Zeil 
Di. 15.02. Apotheke Ebrach Ebrach 
Mi. 16.02. Stadt-Apotheke Gerolzhofen 
Do. 17.02. Einhorn-Apotheke Haßfurt 
Fr. 18.02. Kronen-Apotheke Gerolzhofen 
Sa. 19.02. St. Christophorus-Apotheke Sand 
So. 20.02. Löwen-Apotheke Haßfurt 
Mo. 21.02. Linden-Apotheke Zeil 
Di. 22.02. St. Florian-Apotheke Gerolzhofen 
Mi. 23.02. Rats-Apotheke Zeil 
Do. 24.02. Apotheke am Krankenhaus Haßfurt 
Fr. 25.02. Fuchs-Apotheke Knetzgau 
Sa. 26.02. Apotheke Ebrach OHGEbrach 
So. 27.02. Stadt-Apotheke Gerolzhofen 
Mo. 28.02. St. Christophorus-Apotheke Sand 
Di. 01.03. Kronen-Apotheke Gerolzhofen 
Mi. 02.03. Linden-Apotheke Zeil 
Do. 03.03. Stadt-Apotheke Haßfurt 
Fr. 04.03. Rats-ApothekeZeil 
Sa. 05.03. St. Florian-Apotheke Gerolzhofen 
 
Telefonischer Notdienstfinder: 
Kostenlos vom Festnetz: 0800 00 22833 
oder im Internet: 
 
www.lak-bayern.notdienst-portal.de 
  

https://www.notdienst-zahn.de/
http://www.lak-bayern.notdienst-portal.de/
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Mitteilungsblatt der Gemeinde 

Michelau im Steigerwald 
 

kostenlos verteilt an alle Haushalte 
Herausgeber: Gemeinde Michelau im Steigerwald 
Verantwortlich für Satz und Druck, Sonja Pfriem 

 
V.i.S.d.P. Michae l  Wol f , 1. Bürgermeister 

 

 
Erreichbarkeiten 

 

VG Gerolzhofen www.vg-gerolzhofen.de 

Homepage Michelau www.michelau.de 

1. Bürgermeister 0151/22006759 

Rathaus 09382/316751 

E-Mail info@michelau.de 

Bauhof 09382/315775 

Bauhofleiter 0151/21543705 

 


